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Kein rechtsstaatlicher Partner

Ob die Verabschiedung des Gesetzes
zur verpflichtenden Todesstrafe für
Palästinenser, die fortgesetzte
Blockade von Hilfslieferungen nach
Gaza entgegen der IGH Advisory
Opinion vom 22. Oktober 2025 oder die
Bombardierung und Vertreibung von
über 1 Millionen Menschen im Libanon

- Israel ist kein 
rechtsstaatlicher 
und demokratischer
Partner der EU!
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Die EU hält bisher das EU-Israel
Assozierungsabkommen aufrecht
- entgegen ihrer Grundwerte!

Die EU ist Israels größter
Handelspartner und machte im
Jahr 2024 32 % des gesamten
Warenhandels Israels mit der
Welt aus. 34,2 % der israelischen
Importe stammten aus der EU,
während 28,8 % der Exporte des
Landes in die EU gingen. 



Das Assoziierungsabkommen
setzt jedoch in Art. 2 die
Einhaltung fundamentaler
Menschenrechte und
demokratischer Prinzipien voraus.
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Am 21. April 2026 findet das
nächste Treffen des Rats für
Auswärtige Angelegenheiten statt,
auf dem die EU eine Aussetzung
beschließen könnte.
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Deutschland könnte hier jedoch
weiterhin eine Blockaderolle
einnehmen und eine Aussetzung
verhindern.
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Durch die Europäische
Bürgerinitiative haben Europäische
Staatsbürger die Möglichkeit, die
EU-Kommission rechtsverbindlich
zu einer Einleitung der Aussetzung
des Assoziierungsabkommens
aufzufordern.
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Bisher sind bereits über
700.000 der
erforderlichen 1 Millionen
Unterschriften
gesammelt.
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In Deutschland fehlen jedoch
noch zahlreiche
Unterzeichnungen, um die Quote
pro Mitgliedstaat zu erfüllen.

(Stand 09/04/2026)



Eine Erreichung von 1 Millionen
Unterschriften vor dem Foreign
Affairs Coucil Meeting am 21. April
2026 würde ein starkes Signal für
die Einhaltung rechtsstaatlicher
Prinzipien setzen und Politiker zum
Handeln auffordern!
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Weitere Informationen und
Quellen:

Lorenzmeier, Assoziierungsabkommen
und Völkerrechtsverstöße
Sanktionsmaßnahmen der
Europäischen Union gegen
völkerrechtswidriges Verhalten von
Vertragspartnern, 

EU trade relations with Israel. Facts,
figures and latest developments.

Europäische Bürgerinitiative

Justice for Palestine EU
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https://www.justiceforpalestine.eu/
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